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Zusammenfassung:  

 
Die Analyse der Wohnraumberichte der letzten Jahre zeigt unverändert den großen Mangel an geeig-

netem und preiswertem Wohnraum insbesondere für Junge Familien und Einkommensschwache. 

Um diese Gruppen in Tübingen zu halten, ist eine Erhöhung des Angebots an preiswertem Wohnraum 
dringend notwendig. Mit der Initiative zur Schaffung von preiswertem Wohnraum in Tübingen be-

schreitet die Verwaltung drei verschiedene Wege, um dieses Ziel zu erreichen: 

 
- Beratung und Information 

- Genossenschaftliches Wohnen in Tübingen 

- Nutzung von Förderprogrammen und kommunale Angebote 
 

Ziel:  

 
Mit dem vorliegenden Bericht will die Verwaltung den Gemeinderat über den Sachstand und die be-

reits eingeleiteten ersten Schritte informieren  
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Bericht:  
 

1. Anlass / Problemstellung 

 
Der Wohnraumbericht 2007 hat deutlich gezeigt, dass die Lage auf dem Tübinger Woh-

nungsmarkt nach wie vor sehr angespannt ist. Die Nachfrage liegt deutlich über dem Ange-

bot; es fehlt vor allem an preisgünstigen Wohnungen für Familien mit Kindern und für Al-
leinerziehende. Insoweit ist besonders zu spüren, dass gerade in den letzten Jahren der 

Neubau von preisgünstigen Mietwohnungen nahezu eingestellt wurde. Besonders schwierig 

ist die Situation für Menschen mit geringem Einkommen. So können viele Personen, an die 
Wohnberechtigungsbescheinigungen ausgegeben wurden, nicht mit einer Sozialmietwoh-

nung versorgt werden. Auch das in Tübingen beispielhaft unterstützte und für Familien att-

raktive und erfolgreiche Modell der Baugruppen, stößt auf Grund der steigenden Baupreise 
an seine Grenzen. 

 

Es müssen daher neue Wege zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum für alle gesell-
schaftlichen Gruppen gegangen werden. 

 

2. Sachstand 
 

Zur Beleuchtung der Situation auf dem Wohnungsmarkt können die Ergebnisse aus den zwei 

nachfolgend erwähnten Workshops dienen. 

2.1 Runder Tisch zum Grundstücksmarkt in Tübingen 

Am 08.10.2008 haben sich Verwaltung und die Mitglieder des Gutachterausschusses ge-

meinsam einen Überblick über den Grundstücksmarkt in Tübingen erarbeitet. Im Ergebnis 
waren sich die Teilnehmenden einig, dass sich die Tübinger Grundstückspreise auf einem 

sehr hohen Niveau bewegen. Auch gibt es durch spekulative Erwartungen kein vernünftiges 

Preisgefüge. Derzeit hat die Nachfrage nach Wohneigentum etwas nachgelassen, auch weil 
Angebot und Nachfrage in diesem Marktsegment nicht zueinander finden. Im Mietwoh-

nungsmarkt dagegen ist in den letzten 2-3 Jahren die Nachfrage konstant geblieben, was 

dazu führt, dass Eigentumswohnungen, die nicht verkauft werden können, vermietet wer-
den. Allerdings fehlen in Tübingen weiterhin preiswerte Mietwohnungen. 

Angesichts des Bedarfs besteht das größte Defizit bei für Familien geeigneten Wohnungen. 

Gesucht werden vor allem Mietwohnungen, die für Familien geeignet sind 
Preiswerter Mietwohnungsbau ist nur unter bestimmten Bedingungen machbar. Es muss da-

bei ausgegangen werden, dass für einen Neubau bei Kostendeckung eine Miete von mehr 

als 10 €/m² Wohnfläche erforderlich wäre. Derzeit machen die Wohnungsbaugesellschaften 
leider die Erfahrung, dass beim Vermieten die Rendite gering, der Arbeitsaufwand dagegen 

hoch ist. Um eine Rentabilität zu erreichen muss es möglich sein auf Förderprogramme zu-

rückzugreifen. Unter den Verhältnissen in Tübingen reicht jedoch das Landeswohnraumför-
derungsprogramm nicht aus, weil aufgrund der hohen Grundstückspreise immer noch keine 

Rentabilität erreicht werden kann. Um dies zu erreichen, müsste die Stadt ebenfalls Mittel 

zur Förderung einsetzen, ob Grundstücksverbilligung, Erbbaurechte mit herabgesetzten Erb-
bauzinsen oder Direktinvestitionen. 

 

2.2 Workshop „Schaffung und Förderung von preisgünstigem Wohnungsbau“ 
Diesen Workshop am 17.10.08 hatte die Fraktion von AL/Grüne beantragt, um gemeinsam  

mit den auf dem Wohnungsmarkt agierenden Gesellschaften, Vereinigungen und Interes-
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senvertretungen innovative Konzepte (Genossenschaftsmodelle, etc.) zum Erhalt und zur 
Förderung bzw. Schaffung von preisgünstigem Mietwohnraum erarbeiten. Der Workshop war 

in zwei Informationsblöcke mit kurzen Fachvorträgen externer Fachleute zu den Themenfel-

dern: „Handlungsmöglichkeiten für Wohnungssuchende und Bauwillige“ und „Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für Wohnungssuchende und Bauwillige“ gegliedert. Im dritten Teil soll-

ten in Arbeitsgruppen mögliche Schritte für Tübingen herausgearbeitet werden.  

Beim Workshop wurden verschiedene Modelle vorgestellt, die dazu geeignet sind preiswer-
ten Wohnraum herzustellen. Insbesondere angesprochen wurden Genossenschaften und das 

Miethäuser Syndikat. An Förderinstrumenten wurde das Landeswohnraumförderungspro-

gramm und kommunale Förderprogramme (Beispiel Freiburg) vorgestellt. 
Das Land fördert ab 2009 in Groß- und Universitätsstädten wieder den Bau von Mietwoh-

nungen. Jedoch sind die Förderbedingungen derart ausgestaltet, dass bei dem vorhandenen 

hohen Bodenpreisniveau keine Rentabilität erreicht werden kann, da die Miethöhen im För-
derprogramm begrenzt sind. Es bedarf noch zusätzlicher kommunaler Unterstützung. Die 

Stadt Freiburg z. B. versucht durch den Verkauf von verbilligten Grundstücken bzw. durch 

stark reduzierte Erbbauzinsen für städtische Grundstücke diese Lücke zur Rentabilität zu 
schließen. 

 

Der Workshopbericht liegt als Anlage bei. 

3. Vorgehen der Verwaltung 

 

Um das Angebot an preisgünstigem Wohnraum in Tübingen zu steigern, wird die Verwaltung 
auf drei Ebenen aktiv: 

3.1 Beratung und Information 

Die auf dem Workshop vorgestellten Überlegungen zur Einrichtung einer Wohnagentur sol-
len mit den beteiligten Gruppen weiterentwickelt und mit dem in der Stadtverwaltung bereits 

bestehenden Beratungs- und Informationsangebot abgestimmt werden. Hierfür ist am 

13.03.09 ein zweiter Workshop vorgesehen. 

3.2 Genossenschaftliches Wohnen in Tübingen 

Im Auftrag der Stadt hat die WohnBund-Beratung NRW die kommunalen Handlungsmöglich-

keiten zur Gründung und Entwicklung von jungen Wohnungsgenossenschaften in Tübingen 
untersucht. Der Bericht von Wolfgang Kiehle sowie sein Referat zu diesem Thema auf dem 

Workshop am 17.10.08 sind im beiliegenden Workshopbericht  enthalten. Die Verwaltung 

hat in einem ersten Gespräch mit der einzigen Tübinger Baugenossenschaft, der Postbau, 
deren Bereitschaft angefragt, sich als bereits in Tübingen bestehende Wohngenossenschaft 

für neue Interessentenschichten und neue Modelle des gemeinschaftlichen Wohnens zu öff-

nen. Die Postbau hat großes Interesse daran in Tübingen stärker zu werden. Ihr aktuelles 
Projekt  ist die Altersvorsorge, d.h. die Ausgabe von Anteilsscheinen, die in der Rentenzeit 

mit der Miete verrechnet werden können. Die Öffnung für neue Interessentenschichten und 

neue Modelle gemeinschaftlichen Wohnens ist auf positive Resonanz gestoßen und soll in 
weiteren Gesprächen zusammen mit den Tübinger Wohnbaugesellschaften vertieft werden. 

 

3.3 Förderprogramme und kommunale Handlungsmöglichkeiten 
Zu diesem Themenkomplex ist eine gesonderte Vorlage in Vorbereitung, die dem Gemeinde-

rat zur Beschlussfassung vorgelegt werden soll. 
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4. Finanzielle Auswirkungen 
 

Die finanziellen Auswirkungen können erst mit der noch vorzulegenden Beschlussvorlage be-

ziffert werden. 

5. Anlagen 

 

Workshopbericht vom 17.10.2008 



Workshop
Konzept zur „Schaffung und Förderung von preisgünstigem Wohnungsbau“ in Tübingen

Freitag  17. Oktober 2008
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Workshop 

 
Konzept zur „Schaffung und Förderung von preisgünsti-

gem Wohnungsbau“ in Tübingen 

 

Freitag, 17. Oktober 2008  

14.00 bis 21.00 Uhr 

Landratsamt Tübingen 

Wilhelm-Keil-Straße50 

72072 Tübingen 

Großer Sitzungssaal 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlass 

 
Im Frühjahr hat die AL-Fraktion des Tübinger Gemeinde-

rats beantragt, dass die Verwaltung in einem Workshop ein 

Konzept zur „Schaffung von preisgünstigem Mietwohnun-

gen“  erarbeitet (Vorlage 522/08). In diesem Workshop soll 

die Stadt gemeinsam mit den auf dem Wohnungsmarkt 

agierenden  Gesellschaften, Vereinigungen und Interes-

senvertretungen innovative Konzepte (Genossenschafts-

modelle, etc.) zum Erhalt und zur Förderung bzw. Schaf-

fung von preisgünstigem Mietwohnraum entwickeln. Es 

sollen Möglichkeiten geprüft werden, diese Konzepte be-

reits bei der anstehenden Entwicklung des Egeria-

Geländes umzusetzen. 

 

Der Workshop wurde in zwei Informationsblöcke mit kur-

zen Fachvorträgen externer Fachleute zu den Themenfel-

dern: „Handlungsmöglichkeiten für Wohnungssuchende 

und Bauwillige“ und „Unterstützungsmöglichkeiten für 

Wohnungssuchende und Bauwillige“ gegliedert. Im dritten 

Teil wurden in Arbeitsgruppen die Themen in Bezug zur Si-

tuation in Tübingen vertieft und mögliche Schritte für Tü-

bingen herausgearbeitet. 

 

Teilnehmende am Workshop 

Die verschiedenen Gesellschaften, Institutionen und Grup-

pen wurden gezielt angeschrieben und zur Teilnahme ein-

geladen. Eine breite öffentliche Einladung für weitere Inte-

ressierte wurde nicht durchgeführt. Die folgenden Einrich-

tungen haben sich mit  insgesamt 51 Personen zu Work-

shop angemeldet, davon konnten am Ende aus Zeitgrün-

den nur vier Personen nicht teilnehmen. 

 

Stadtverwaltung (11) 

Bürgermeister (3), Baudezernat (5), Sozialdezernat (2), 

Rechtsamt (1) 

Gemeinderat (9) 

AL/Grüne (2), SPD (2), CDU (1), WUT (1), UFW (1), FDP (2) 

Baugesellschaften (7) 

GWG (1), Kreisbau (2), Postbau (1), GSW (1), Siedlungswerk (2) 

Finanzinstitute (4) 

Kreissparkasse (2), Volksbank (2) 

Bildungseinrichtungen  

vhs (1) 

Aktive Gruppen und Verbände (20) 

Beginen (4), Forum für gemeinschaftliches Wohnen in Tü 

(2), Tür an Tür (4), Bündnis für Familie (1), Stadtseniorenrat 

(2), Kreisseniorenrat (1),Haus & Grund (1), Mieterverein Tü-

bingen (1), Architektenkammer Tübingen (4)  

2  Workshop und Anlass   

 



Begrüßung 
Oberbürgermeister Boris Palmer  

 
Auch für das Thema Wohnraum gilt das  Nachhaltigkeitsdreieck: die Anforderun-

gen an Ökonomie,  Ökologie und soziale Gerechtigkeit müssen gleichermaßen er-

füllt sein, um nachhaltige und zukunftsfähige Lösungen zu erreichen. 

 

Ökonomie:  

Der Wohnungsbau muss sich rechnen, da sonst niemand mehr Mietwohnungen 

baut. 

 

Ökologie:  

Preiswerter Wohnraum darf nicht nur dank schlechter Gebäudestandards angebo-

ten werden. 

 

Soziale Gerechtigkeit:  

Es muss für alle Bevölkerungsschichten ein angemessener Wohnraum bezahlbar sein. 

 

Aber die heute herrschenden Rahmenbedingungen erschweren es außerordentlich, eine nachhaltige Wohnraumversor-

gung zu sichern: 

 Die Steuer- und Abschreibungsbedingungen machen den Invest in Wohnraum unattraktiv 

 Die Finanzblase hat überzogene Gewinnerwartungen geweckt 

 Die öffentliche Förderung des Mietwohnungsbaus wird immer weiter zurückgefahren 

 Die Verknappung des Baulands lässt die Preise immer weiter steigen 

 Die steigenden Rohstoffkosten schlagen voll auf die Baukosten durch 

 

Die Vorträge und Diskussionen des heutigen Workshops sollen helfen, nicht nur neue und kreative Wege aus dieser Mise-

re zu finden, sondern auch den Beteiligten Mut machen, in einem gemeinsamen Netzwerk diese Wege zu gehen und die 

Nachhaltigkeit im Tübinger Wohnungsangebot zu sichern. 
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Einführung 

 
Der Wohnungsmarkt in Tübingen 
Baubürgermeisterin Ulla Schreiber 

 

 

Zusammenfassung aus dem Wohnraumbericht 2007 

Die Lage auf dem Tübinger Wohnungsmarkt ist nach wie vor sehr angespannt. Die 

Nachfrage liegt deutlich über dem Angebot; es fehlt vor allem an preisgünstigen 

Wohnungen für Familien mit Kindern und für Alleinerziehende. Insoweit ist beson-

ders zu spüren, dass gerade in den letzten Jahren der Neubau von preisgünstigen 

Mietwohnungen nahezu eingestellt wurde. Besonders schwierig ist die Situation 

für Menschen mit geringem Einkommen. So können viele Personen, an die Wohn-

berechtigungsbescheinigungen ausgegeben wurden, nicht mit einer Sozialmiet-

wohnung versorgt werden. Auch für viele Studierende ist es nach wie vor sehr schwer eine Unterkunft zu finden. Zum Teil 

mussten zu Beginn der Wintersemester Notquartiere eingerichtet werden. 

 

Der Baufortschritt im Entwicklungsbereich „Stuttgarter Straße/Französisches Viertel“ konnte noch einmal einen Beitrag 

zur Verbesserung der Wohnsituation in Tübingen leisten. Im Französischen Viertel wurden im Berichtszeitraum 100 

Wohneinheiten neu bezogen, im Loretto-Areal 80. Diese Wohnungen zeichnen sich dadurch aus, dass sie wegen der 

günstigen Baulandpreise, der bevorzugten Realisierung in Baugruppen und der seit 1999 geltenden Mietpreisfestlegung 

vergleichsweise günstig sind. Das Mühlenviertel ist seit Mai 2007 im Bau, die ersten Bewohner werden das Quartier in 

2008 beziehen. Insgesamt werden ca. 200 Wohneinheiten für ca. 600 bis 650 Bewohnerinnen und Bewohner entstehen. 

 

Nach wie vor gehen der Universitätsstadt Tübingen Menschen in der Familiengründungsphase verloren, weil diese wegen 

des Mangels an bezahlbaren und geeigneten Wohnraum ins Umland ziehen. Deshalb sind Anstrengungen, die in die Rich-

tung einer Erhöhung des Angebots des Wohnungsangebotes in Tübingen gehen, wichtig. Das entscheidende Argument 

für Tübingen als Wohnstandort ist dabei die Verfügbarkeit von bezahlbarem und geeignetem Wohnraum. Deswegen 

müssen die Entwicklungspotenziale in der Stadt angegangen werden, damit mehr Wohnraum zur Verfügung steht. 

 

In Tübingen gibt es bis 2025 einen Bedarf von mind. 6.600 neuen Wohnungen, wobei der Schwerpunkt des Bedarfes in 

den nächsten paar Jahren liegt. Jedoch liegen die Baufertigstellungen derzeit unter dem Bedarf. Für eine weitere Steige-

rung der Einwohnerzahl muss die Bauleistung noch erheblich gesteigert werden. 

 

Für die Zukunft muss aufgrund der demografischen Entwicklung das Thema „Wohnen im Alter“ mehr in den Vordergrund 

gerückt werden. Der nächste Wohnraumbericht wird sich verstärkt diesem Thema widmen, und zwar unter den Aspekten 

Anforderungen an Wohnungsbau und Wohnungseinrichtung, aber auch unter dem Aspekt der Bezahlbarkeit. 
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Informationsblock I – Handlungsmöglichkeiten für preisgünstigen 
Wohnungsbau 
 
 
Hintergrundinformationen zur Grundstruktur genossenschaftlicher 
Wohnprojekte 
 
Wer Mitglied in einer Wohnungsgenossenschaft werden möchte, bezahlt in der Regel eine einmalige Aufnahmegebühr 

und legt einen unverzinslichen Geschäftsanteil ein. Die Genossenschaft finanziert gemeinschaftliche Wohnprojekte mit 

 dem Eigenkapital aus Genossenschaftsanteilen aller Genossenschaftsmitglieder,  

 Kapital aus zusätzlichen Genossenschaftsanteilen derjenigen, die in einem gemeinschaftlichen Wohnprojekt zur  

 Genossenschaftsmiete wohnen wollen,  

 Förderdarlehen, die Genossenschaftsmitglieder der Genossenschaft als zinsgünstige Darlehen zur Verfügung stellen,  

 öffentlichen Darlehen über die Wohnbauförderung,  

 Fremdkapital zu marktüblichen Bedingungen.  

 

Um ein Wohnrecht in einem Genossenschafts-Wohnprojekt zu erwerben, zeichnet ein Genossenschaftsmitglied Genos-

senschaftsanteile, z.B. je nach Größe der gewünschten Wohnung. Zusätzlich kann auch ein Eigenleistungsanteil erbracht 

werden, der dem Mitglied dann in Form von Genossenschaftsanteilen gutgeschrieben wird. Darüber hinaus gibt es ver-

schiedene Instrumente, mit denen Bewohner und Nicht-Bewohner der Genossenschaft Kapital zufließen lassen können. 

 

Genossenschaftliches Wohnrecht ist kein Eigentumsrecht, sondern ein Dauernutzungsrecht auf Lebenszeit. Für eine Ge-

nossenschaftswohnung ist eine Miete zu zahlen. Bei der Bemessung der Miethöhe können die jeweiligen Einkommens-

verhältnisse berücksichtigt werden. Dazu kommen noch die Nebenkosten und Pauschbeträge für die Gemeinschaftsräu-

me. 
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Vorteile und Finanzierung genossenschaftlichen Bauens 
Wolfgang Kiehle, Wohnbund-Beratung NRW BmbH, Bochum 
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Frage 

Warum sind die Einsparmöglichkeiten aus Wohn-Riester 

nicht in die Berechnung aufgenommen? 

 

 

 

 

 

 

 

Antwort 

Diese Möglichkeit ist für die meisten Sparer unattraktiv, 

weil ohne praktische Bedeutung. In die Regelung ist für die 

Jahre 2008 und 2009 der Vorbehalt aufgenommen, dass 

vom Riester-Sparkonto für eine Einlage in eine Wohnge-

nossenschaft mindestens 10.000 Euro entnommen werden 

müssen. Da die Riester-Verträge jedoch bisher erst wenige 

Jahre laufen, haben die wenigsten Sparer bereits jetzt so 

hohe Beträge zur Verfügung. Nach 2009 wird diese Mög-

lichkeit vielleicht für viele interessant, da etwa 10 Mio. 

Haushalte Riester-Verträge abgeschlossen haben. Über die 

Höhe der verfügbaren Vertragssummen ist mir nichts be-

kannt. Es muss aber dabei berücksichtigt werden, dass die-

se Entnahmen in der Rentenzeit versteuert werden müs-

sen.“
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Kommunale Handlungsmöglichkeiten zur Gründung und Entwicklung 
von jungen Wohnungsgenossenschaften in Tübingen 
Wolfgang Kiehle, Wohnbund-Beratung NRW BmbH, Bochum 
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Größere Wohngenossenschaften –  

mögliche Beiträge zur Stadtentwicklung und Wohn(ungs)politik 
 Peter Schmidt, Wogeno eG, München 
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Ein Dach für alle Einkommen – WohnSinn eG Darmstadt 
Conny Müller, WohnSinn eG, Darmstadt 
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Hintergrundinformation zur Grundstruktur des Syndikatmodells 

 
Ziel des Miethäuser-Syndikats ist die Entstehung neuer selbstorganisierter Hausprojekte zu unterstützen und politisch 

durchzusetzen. Bei allen Hausprojekten des Mietshäuser-Syndikats liegt der Eigentumstitel der Immobilie nicht unmittel-

bar bei einem Hausverein, sondern bei einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Diese Hausbesitz-GmbH hat genau 

zwei Gesellschafter, zum einen den Hausverein, zum anderen das Mietshäuser-Syndikat als eine Art Kontroll- oder Wäch-

terorganisation. Im Ergebnis entsteht durch die Beteiligung des Syndikates an den Hausbesitz-GmbHs ein Unternehmens-

-verbund selbstorganisierter Hausprojekte, die sich der Idee des Solidartransfers von Altprojekt zu Neuprojekt verpflichtet 

haben. Die generelle Autonomie der Projekte wird durch ein Vetorecht des Mietshäuser Syndikats gegen Zugriffe auf das 

Immobilienvermögen eingeschränkt, um eine mögliche Reprivatisierung und erneute Vermarktung der Häuser zu blockie-

ren. Das Mietshäuser-Syndikat als Bindeglied bildet das stabile organisatorische Rückgrat des Verbundes, in dem sich ein 

vielfältiges Geflecht von Beziehungen, auch direkt zwischen den Projekten, entwickelt und Kommunikation und Solidar-

transfer ermöglicht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
das Miethäuser-Syndikat 
Axel Burckhardt/Timon Haidlinger, Tübingen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Informationsblock I  43



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

43  Informationsblock I    

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Informationsblock I  45



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

46  Informationsblock I    

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Informationsblock I  47



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

48  Informationsblock I    

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Informationsblock I  49



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fragen und Diskussion 

Gibt es auch Erfahrungen mit der Übernahme von Woh-

nungsbestand durch Genossenschaften? 

 

Wie groß ist das Interesse, freiwillige Anteile in einer Ge-

nossenschaft anzulegen? 

 

 

 

 

 

 

 

Antwort Schmidt:  

Bei der Wogeno ist die Hälfte des Wohnungsbestands Alt-

bauten. 

 

Antwort Schmidt:  

Es ist ein großes Potenzial vorhanden, das Angebot muss 

aber auch attraktiv beworben werden. Die jetzige Krise auf 

dem Finanzmarkt hat einen starken Run auf Genossen-

schaftsanteile zur Folge. Die Einlagen bei der Wogeno sind 

im letzten Monat überproportional angestiegen. 
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Informationsblock II   
Unterstützungsmöglichkeiten für preisgünstigen Wohnungsbau 
 
 
Landesförderprogramme 
Gunter Awenius, Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, Stuttgart 

 

Das Wohnraumförderungsprogramm des Landes ist im Jahr 2008 mit einem Bewilligungsvolumen von 74,45 Mio. Euro 

ausgestattet. Inhaltlich ist es dem politischen Leitmotiv „Kinderland Baden-Württemberg“, wie es auch in der Koalitions-

vereinbarung niedergelegt ist, verpflichtet. Es ist vorrangig ausgerichtet an der Interessenlage sowohl bereits vorhande-

ner als auch erst in der Entstehung befindlicher Familien. Die primäre Berücksichtigung der nur kinderreichen Familie, wie 

sie für die frühere Förderung charakteristisch war, wird aufgegeben.   

 

Im Vordergrund der Bemühungen des Landes steht die Förderung selbst genutzten Wohneigentums, der auch der Lö-

wenanteil des genannten Bewilligungsvolumens zufließt. Die Eigentumsförderung (Ziff. 4.1.1, 4.1.2, 4.1.3 und 4.5) umfasst 

die finanzielle Unterstützung des Wohnungsneubaus sowie des Erwerbs neuen Wohnraums, die Schaffung von Wohn-

raum durch Änderungs- und Erweiterungsmaßnahmen sowie den Erwerb bestehenden Wohnraums. 

 

Hinzu kommt der neue Fördertatbestand des innovativen Wohnungsbaus mit dem Ziel kostengünstigen und nachhalti-

gen Bauens.  

 

 

Wer kann eine Förderung erhalten und wie sieht diese Unterstützung aus?  

Aus der Verwaltungsvorschrift zum Programm (Ziff. 4.1) ergibt sich dessen Zielgruppenorientierung. Gefördert werden 

danach  

 Ehepaare, Lebenspartner i. S. des Lebenspartnerschaftsgesetzes, auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaften, jeweils 

 mit mindestens einem Kind  

 Alleinerziehende mit mindestens einem Kind,  

 sowie 

 Schwerbehinderte Menschen mit speziellen Wohnbedürfnissen  

 

Aufgrund der vom Gesetzgeber gewollten sozialen Orientierung der Förderbemühungen müssen diese Zielgruppen eine 

Einkommensgrenze einhalten. Diese liegt, als Beispiel, bei einer Familie mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern bei ei-

nem Bruttojahreseinkommen von rund 60.000 Euro. 

 

Die genannten Zielgruppen können ein zinsverbilligtes Förderdarlehen erhalten. Dabei wird der marktübliche Zinssatz in 

den ersten 2,5 Jahren um 3,25 Prozentpunkte verbilligt, ehe er im Zeitraum von weiteren 12, 5 Jahren degressiv ansteigt. 

Ein Paar mit zwei Kindern kann zum Erwerb einer Eigentumswohnung in Tübingen ein Förderdarlehen bis zu 130.000 Euro 

erhalten (Ziff. 4.2.1.1). Wird dieser Erwerb im Zentrum getätigt, kann zudem noch ein Förderzuschlag in Anspruch ge-

nommen werden, der das zinsgünstige Darlehen wahlweise um bis zu 25.000 Euro erhöht (Ziff. 4.2.3).  

 

Daneben gibt es spezielle zusätzliche Fördermaßnahmen für schwerbehinderte Menschen, insbesondere um Mehrkosten, 

die die entsprechende behindertengerechte Anpassung des Wohnraums hervorruft, zumindest teilweise abzudecken. 

 

Junge kinderlose Paare werden dergestalt in die Förderung einbezogen, dass Ihnen ein sog. Optionsdarlehen angeboten 

wird. Ein O-Darlehen ist ein herkömmliches, d. h. unverbilligtes Kapitalmarktdarlehen. Dieses Darlehen wird mit der Zusa-

ge einer Ergänzungsförderung verbunden. Die Ergänzungsförderung wird fällig, falls und sobald ein Kind innerhalb von 

sechs Jahren nach Abschluss des Darlehensvertrages in den Haushalt aufgenommen wird. Klassischerweise erfolgt dies 
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durch Geburt, ebenso möglich aber auch durch Adoption oder Dauerpflegschaft. Die Höhe der Ergänzungsförderung ver-

hält sich degressiv mit zunehmender Kinderzahl und beginnt bei 9.650 Euro für das 1. und 2. Kind und endet bei 3.200 Eu-

ro für das 5. und jedes weitere Kind. Die Ergänzungsförderung kann wahlweise als Tilgungszuschuss zur Verminderung 

der Restschuld oder zur Verbilligung des Zinssatzes eingesetzt werden. 

 

 

Die Mietwohnraumförderung  

wird als Landesförderung allein für sonstige Haushalte mit besonderen Schwierigkeiten bei der Wohnraumversorgung 

angeboten. Ein Beispielsfall für diese Zielgruppe sind die sog. sozialen Randgruppen, insbesondere sind das wohnsitzlose 

Personen. Dieser Förderbereich umfasst den Bau und Erwerb neuen Mietwohnraums, die Schaffung von Mietwohnungen 

durch Änderungs- und Erweiterungsmaßnahmen als auch den Erwerb von Belegungsrechten an Mietwohnungen. Förder-

fähig ist zudem der Erwerb bestehenden Wohnraums zur Vermietung. 

 

Der Antragsteller hat für alle Fördertatbestände ein Betreuungskonzept zu Gunsten der Mieter nachzuweisen. Die Förde-

rung erfolgt wahlweise als Zuschuss oder als zinsvergünstigtes Darlehen. Als Beispiel beträgt der Zuschuss je Wohneinheit 

in der Gebietskategorie I 365 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche, höchstens jedoch 21.900 Euro je Wohneinheit. Die fest-

zusetzende Miete darf bei der Erstvermietung in der Gebietskategorie I 5,40 Euro je Quadratmeter Wohnfläche nicht über-

schreiten. Ergänzend können auch Maßnahmen zur Gestaltung des Wohnumfeldes sowie zur Stabilisierung und Auf-

rechterhaltung von Quartierstrukturen gefördert werden.   

 

Eine Förderung zur Schaffung allgemeiner Sozialmietwohnungen wird im Jahr 2008 durch das Land nicht angeboten. 

Hierfür hält die L-Bank ein landesweit geltendes kombiniertes Mietwohnraumfinanzierungsprogramm bereit, welches 

nicht an Belegungsbindungen geknüpft ist. Es besteht aus den beiden Bausteinen einer KfW-Förderung nach dem Pro-

gramm „Ökologisch Bauen“ sowie damit verbunden einer weiteren zinsverbilligten Darlehensförderung aus Mitteln der L-

Bank.  

 

 

Was ist nun neu im Landeswohnraumförderungsprogramm 2009? 

Der Programmkonzeption des Wirtschaftsministeriums für das Jahr 2009 wurde durch den Ministerrat am 30. September 

2008 zugestimmt. Es bedarf jedoch noch der Beschlussfassung des Wirtschafts- und des Finanzausschusses des Landtags. 

Unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Ausschüsse würden sich folgende Neuerungen ergeben: 

 

In der Eigentumsförderung wird zu Gunsten des Förderansatzes zum innovativen Bauen ein weiterer Anreiz geboten, in 

dem das zinsgünstige Darlehen um bis zu 25 % erhöht werden kann. Wird beim Bau eine zusätzlich ökologisch wirksame 

Ausführung gewählt, kann das Förderdarlehen ebenfalls erhöht oder wahlweise ein Zuschuss gewährt werden.  

 

Eine Option auf die Gewährung von Zuschüssen anstatt der Darlehensgewährung soll nun auch bei Maßnahmen zu Guns-

ten barrierefreier bzw. barrierearmer Ausführung und Gestaltung bestehen.   

 

Des Weiteren soll für Groß- und Universitätsstädte sowie sonstige Hochschulstandorte die Förderung allgemeinen Sozi-

almietwohnraums ermöglicht werden. Die Mietsubvention soll in Groß- und Universitätsstädten zu einer um drei Euro je 

Quadratmeter im Monat reduzierten Sozialmiete führen. In den Genuss dieser Mietwohnungen dürfen nur Mieter kom-

men, die eine Einkommensgrenze einhalten. Die Einkommensgrenze liegt für eine Familie mit zwei Erwachsenen und 

zwei Kindern bei einem Bruttojahreseinkommen von rd. 53.000 Euro.   

 

Bei innovativer Bauweise kann das zinsreduzierte Förderdarlehen zu Gunsten des Investors erhöht werden. Das gilt auch 

bei zusätzlicher ökologisch wirksamer Bauausführung. Hier soll wahlweise die Gewährung eines Zuschusses möglich sein. 

Auch entstehende Mehrkosten im Zuge einer barrierefreien Errichtung von Mietwohnungen sollen wahlweise durch ei-

nen Zuschuss förderfähig sein. 
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Fragen und Diskussion 

Wie hoch ist das Budget des Fördertopfes für 2009? 

 

Frage: 

Kann sich der Begriff „Innovatives Bauen“ auch auf die 

Wohnform beziehen? 

 

 

Frage GWG:  

Das Programm für Universitätsstädte wird begrüßt, aber 

wie kann der Bezug zur Vergleichsmiete hergestellt wer-

den? 

 

 

 

 

Antwort:  

100 Mio. Euro 

 

Antwort:  

Nein, die Innovation hat allein die bauliche Maßnahme 

zum Gegenstand. Hierbei muss es sich um neue Konzepte 

handeln. 

 

Antwort:  

Am besten wäre natürlich ein Mietspiegel, ansonsten wird 

Bezug auf entsprechende Vergleichswohnungen genom-

men. „Auch die von bestimmten Städten und Gemeinden 

nach § 32 des Landeswohnraumförderungsgesetzes zum 

1. Januar 2009 zu erarbeitende Satzung zur Festlegung der 

Miethöhe kann zur Orientierung herangezogen werden". 
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Kommunale Wohnungspolitik – das Beispiel Freiburg 
Werner Hein, Amt für Wohnraumversorgung, Freiburg 
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Fazit: 

Landesförderung ist wichtig, aber ohne weitergehende kommunale Unterstützung reicht es nicht. Um die Akzeptanz zur 

Vermietung an soziale Randgruppen bei den Wohnungsbaugesellschaften zu verbessern, übernimmt die Stadt Freiburg 

Ausfallbürgschaften bei den Mieten und hilft den Gesellschaften bei Problemmietern. 
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Wohnberatungsstellen – die Bauwohnberatung Karlsruhe 
Alexander Grünenwald, Bed&Roses, Karlsruhe 
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Frage                Antwort 

Wie finanziert sich die Bauwohnberatung Karlsruhe?    Aus Beratungsaufträgen und Anträgen zu Forschungspro- 

                  jekten und Förderprogrammen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie kann es in Tübingen weitergehen?  
 
Hierzu verteilten sich die Teilnehmenden auf drei parallele Arbeitgruppen zu den Themen Organisationsform (Moderation 

Peter Schmid), Beratungsangebote (Moderation Alexander Grünenwald) und kommunale Unterstützungsmöglichkeiten 

(Moderation Werner Hein). Die Arbeitsgruppen hatten ca. eine Stunde Zeit, zu ihrem Thema Ideen für Tübingen zu entwi-

ckeln 

 

 

70  Wie kann es in Tübingen weitergehen? 

 



Ergebnisse der Arbeitsgruppen 
 

 

Protokoll der Arbeitsgruppe: „Organisationsformen“ 
 
Ausgangssituation 

Die Arbeitsgruppe stellt übereinstimmend fest, dass für niedrigere und mittlere Einkommensgruppen (unterhalb der Ei-

gentumsschwelle) kein ausreichendes Angebot in Tübingen besteht. Abwanderungstendenzen von „Schwellenhaushal-

ten“ ins Umland sind die Folge. Gleichzeitig hat die Sozialverwaltung zunehmenden Unterbringungsbedarf.  

 

Für preiswerten Mietwohnungsbau, aber auch begleitend für bezahlbare Eigentumsmaßnahmen (z.B. innerhalb bestimm-

ter Einkommensgrenzen), müssen politische Weichenstellungen erfolgen. 

 

Potenzielle Akteure (Investoren), die in preiswerten Wohnungsbau investieren könnten, haben das gleiche Problem: Ei-

genkapitalschwäche (trotz aller Bemühungen, durch Senkung von Standards die Gestehungskosten zu reduzieren, was 

auch nicht immer die erhofften Effekte hat). Die Mittel der städtischen Gesellschaft GWG sind in Modernisierungsmaß-

nahmen gebunden.  

 

 

Handlungsmöglichkeiten 

Folgende politische/administrative Rahmenbedingungen sind zu setzen: 

  Planungssicherheit für den Zugang zu bestimmten Baufeldern 

 Preisbegrenzung des Bodenpreises für bestimmte Einkommensgruppen 

 (Marktpreis minus 20 Prozent wie Freiburg reicht nicht) 

 Ggf. Bestellung von Erbbaurechten zur Verringerung des Liquiditätsbedarfes 

 Erstellung eines Liegenschaftskatasters, in dem regelmäßig geeignete Baufelder, aber auch Bestandsliegenschaften 

 ausgewiesen und zwischen den Ämtern hinsichtlich ihrer Zweckbestimmung abgeglichen werden. 

 Transparente Ausschreibungskriterien für Grundstücks- und Hausvergaben 

Alle Gruppierungen, die in der Stadt „frei herumschweben“, brauchen eine geeignete Anlaufstelle. Dort sollte eine Klärung 

möglich sein, welches das geeignetste „Dach“ ist. 

 

Als Dachlösungen könnten sich anbieten: 

 Mietshäuser-Syndikat 

 Vorhandene Baugenossenschaft/en 

 Neu zu gründende Baugenossenschaft, ggf. betreut durch eine vorhandene Gesellschaft  

 

 

Weiteres Vorgehen 

Es sollte regelmäßig eine Börse angeboten werden, bei der sich die Akteure auf der Angebots- und Nachfrageseite aus-

tauschen können. Plattform dazu könnte eine neu einzurichtende Wohnberatung sein. Die Stadt könnte so etwas wie ei-

nen Qualitätskatalog (Wohnprojekt-TÜV) entwickeln, dem sich Baubewerber unterziehen müssen, um dauerhafte (oder 

zeitlich gebundene) Sicherstellung der städtischen Ziele zu gewährleisten.  

 

Alle Ämter schließen sich zur Koordinierung der Maßnahmen (siehe Punkt „Handlungsmöglichkeiten“) kurz. Parallel könn-

te durch ein örtliches (genossenschaftliches oder öffentlich-rechtliches) Geldinstitut ein (Wohn-) Spar-Produkt angeboten 

werden, das einerseits Tübinger Bürgern eine Geldanlagemöglichkeit, andererseits Re-Finanzierungsspielräume für Bau-

vorhaben eröffnet. 

 

München, 20.10.2008, Peter Schmidt 
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Protokoll der Arbeitsgruppe „Beratungsangebote“ 
 
Der Arbeitsgruppe lag ein Papier vor, in dem eine Vorbereitungsgruppe bereits erste Überlegungen zu einer Wohnagen-

tur in Tübingen zusammengetragen hatte: 

 

Vorbereitung einer Wohn- und Projektberatung in Tübingen 

Ausgehend von einem deutlichen Defizit, nämlich dem Fehlen einer zentralen Anlaufstelle für Wohnungssuchende in Tü-

bingen, hat eine kleine spontane Arbeitgruppe im Sommer 2008 in drei Treffen erste Überlegungen zur Einrichtung einer 

Wohnagentur in Tübingen angestellt. Beteiligt an dieser Vorbereitung waren: 

 Frau Baubürgermeisterin Ulla Schreiber 

 Frau Dr. Sybille Hartmann, pers. Referentin der Baubürgermeisterin 

 Herr Erwin Kärcher, Behinderbeauftragter der Stadtverwaltung Tübingen 

 Frau Barbara Kley, Stabsstelle für Senioren bei der Stadtverwaltung Tübingen 

 Herr Prof. Ulrich Otto, FHS St. Gallen 

 Herr Bernhard Späth, Stadtseniorenrat 

 Herr Dr. Uwe Liebe-Harkort, Stadtseniorenrat 

 Herr Ernst-Werner Briese, Kreisseniorenrat 

   

Als Ausgangsbasis für die notwendige breite Debatte mit Akteuren des Tübinger Wohnungsmarktes hat die Arbeitsgrup-

pe die aus ihrer Sicht wichtigen Fragen zu einer Wohnagentur in Tübingen formuliert und dazu erste Antwortvorschläge 

erarbeitet: 

 

I  WARUM braucht Tübingen eine Wohnagentur? 

II  WAS soll die Wohnagentur leisten? 

III  WELCHE Voraussetzungen braucht die Wohnagentur? 

IV  WER finanziert die Wohnagentur (bzw. kooperiert anderweitig)? 

 

 

I WARUM braucht Tübingen eine Wohnagentur? 

Es gibt eine hohe Nachfrage nach besonderen Wohnformen in Tübingen 

 Die Beteiligten haben großes Interesse an der Koordination aller Angebote 

 Die Wohnungssuchenden haben Interesse an Vermittlung, Beratung, Projektsteuerung 

 In der Bürgerschaft besteht Interesse an Wohn- und Wohnumfeldverbesserung 

 Der  soziale Wohnungsbau findet nicht mehr statt 

 

 Fazit: Mit einer Wohnagentur kann eine Plattform geschaffen werden, um generationenfreundliches Wohnen in  

 Tübingen für alle Bevölkerungsschichten, für alle Wohn- und Lebensformen und für alle Lebensabschnitte  

 zu ermöglichen. 

 

 

II WAS soll die Wohnagentur leisten? 

Beratung 

Die Ratsuchenden sollen Unterstützung erhalten bei der Ermittlung ihrer Wohnbedürfnisse. Sie sollen einen Überblick er-

halten die verschiedenen Wohnformen und Organisationsmodelle sowie die Finanzierungs-, Unterstützungs- und För-

dermöglichkeiten. Angeboten werden soll auch die Prozessberatung von der Entwicklung einer ersten Idee für gemein-

schaftliche Wohnformen bis zum Einzug in das fertige Bauprojekt. 
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Vermittlung 

Die Wohnagentur kann alle Informationen zum Wohnungsangebot und zur Nachfrage in Tübingen bündeln. Hierzu ge-

hört die Koordination aller Angebote, eine Wohnungstauschbörse sowie die Weitervermittlung fachlicher Beratung. 

 

Datenbank und Wissensplattform  

Die Wohnagentur kann Beispiele zu  verschiedenen Wohnformen im lokalen und überregionalen Bereich sammeln und 

aufbereiten,  die Übersicht über aktuell aktive Projekte, Initiativen, Gruppen zugänglich machen, ein Kataster barrierefrei-

en und rollstuhlgerechten Wohnraums in Stadt und Landkreis Tübingen zusammentragen und zur Verfügung stellen. Zur 

Datenbank gehört auch die Bündelung der vorhandenen großen Erfahrung mit verschiedenen Wohnformen und der Zu-

gang zu entsprechenden Literatur- und Internetinformationen. 

 

Beratung von Schlüsselinstitutionen 

Dank der Bündelung der Informationen zum Wohnraumangebot  und zur Wohnraumnachfrage kann die Wohnagentur 

Verwaltungen, politische Institutionen und Gremien und am Wohnungsbau Beteiligte wie z.B. Architekt/innen informie-

ren und beraten. 

 

Informations- und Öffentlichkeitsarbeit 

Das Angebot und die Leistungen der Wohnagentur müssen über eine aktive Öffentlichkeitsarbeit vermittelt werden. Dazu 

gehört auch ein attraktives Schaufenster, die Präsentation von Ausstellungen sowie ein anspruchsvoller und aktueller 

Web-Auftritt. 

 

Ggf. zusätzlich möglich: Initiierung neuer Wohn-, Planungs- und Finanzierungskonzepte für Bauwillige 

Hierzu kann ein zukunftsorientiertes Bedarfsmanagement ebenso gehören wie die Entwicklung integrations-, netzwerk- 

und unterstützungsfreundlicher Wohnformen.  

 

 

III WELCHE Voraussetzungen braucht die Wohnagentur? 

Die Wohnagentur muss unabhängig von  Interessengruppen arbeiten können. Das Beratungsteam ist interdisziplinär zu-

sammengesetzt und kann auch flexible Beratungszeiten für Einzelpersonen und Gruppen anbieten. Optimal wäre ein 

Kombination von Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen. Die Beratungsstelle muss im öffentlichen Raum präsent sein, die 

Räume sollen niedrigschwellig und barrierefrei erreichbar sein. Das Einstiegsangebot sollte gratis sein, die weitere Bera-

tungen kostenpflichtig, ggf. mit Sozialstaffelung.  

 

Kosten müssen kalkuliert werden für das Beratungsteam mit drei Personen, Büromiete, Honorare, teilAuto-Nutzung, Versi-

cherungen, Betriebskosten, Schulungen, Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

IV WER finanziert die Wohnagentur (bzw. kooperiert anderweitig)? 

Zur Initialfinanzierung können Förder- und Forschungsprogramme eingeworben werden bzw. Stiftungen angefragt wer-

den. Vorstellbar ist auch evt. ein. Partnerprojekt mit FHS St. Gallen in Verbindung mit einem Modellvorhaben. 

 

Für die laufende Finanzierung des Betrieb der Agentur sind langfristige Beiträge denkbar von Stadt, Kreis, Land, Banken, 

Wohnungsbaugesellschaften, Bausparkassen oder auch dem Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA). Projekte können 

auch in Partnerschaft mit der FHS St. Gallen finanziert und durchgeführt werden. 
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Bestandsaufnahme der Arbeitsgruppe: 

1. Was soll eine Wohnagentur leisten? 

 Informationen vorhalten über  Wohn/Rechtsformen? 

 Hilfen für Initiativgruppen 

 Selbst initiativ werden oder nur Angebotsberatung? 

 Initiale Beratung zu Organisationsmöglichkeiten, Finanzierungsmöglichkeiten, lokale Grundstücke und Gebäude 

 Kommunikation du Gruppen fördern 

 Vorhanden Potenziale zusammenführen 

 

2. Wie kann es in Tübingen weitergehen? 

In unterschiedlichen Institutionen gibt bereits Fachwissen vor Ort: 

 Kreisseniorenrat 

 Häuser-Syndikat 

 Architektenkammer 

 Volkshochschule 

 Stadtseniorenrat 

 

Diese Institutionen können sich zusammensetzen und ein erstes Arbeitsmodell entwickeln. Auf dieser Basis können An-

träge auf finanzielle Unterstützung gestellt, aber auch einfach mit dem Beratungsangebot in einer ersten Stufe begonnen 

werden. 

 

Moderation der Arbeitsgruppe: Alexander Grünenwald 
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Protokoll der Arbeitsgruppe „Kommunale Unterstützungsmöglichkeiten“ 
 
Bestandsaufnahme – was gibt es bereits für Unterstützungsangebote in Tübingen? 

Grundsatzprogramm „Wohnen“: 

Das 1999 vom Gemeinderat beschlossene Grundsatzprogramm Wohnen wurde bisher bei der Außenentwicklung ange-

wandt. Es sieht einen erhöhten Flächenabzug (zusätzlich 15 Prozent zu einem Drittel des Verkehrswerts) im Rahmen einer 

freiwilligen Umlegung vor. Der erhöhte Flächenbeitrag wird für die Finanzierung der für das neue Baugebiet erforderli-

chen Infrastruktureinrichtungen und zur Förderung des Wohnungsbaus (Grundstücksverbilligung für den sozialen Miet-

wohnungsbau und für Eigentumsmaßnahmen) eingesetzt. Das Grundsatzprogramm Wohnen wurde bisher in den Bau-

gebieten „Südlicher Stäudach“ und „Käppelesäcker“ angewandt, und soll auch im Baugebiet „Jesinger Loch“ Anwendung 

finden. Verfahren für freiwillige Umlegungen hängen von der Zustimmung aller Beteiligten ab. Sperrt sich nur eine Partei, 

ist das Verfahren blockiert. Die Ziele des Grundsatzprogramms Wohnen sind jedoch nur über eine freiwillige Umlegung zu 

erreichen. 

 

Entwicklungsmaßnahmen und WIT 

Bei der Entwicklung auf den Konversionsflächen in der Südstadt wurde das Instrument der städtebaulichen Entwick-

lungsmaßnahme nach Baugesetzbuch angewandt. Hierbei ist die Stadt angehalten, sämtliche im Geltungsbereich befind-

lichen Grundstücke zu erwerben und nach der Entwicklung wieder zu veräußern. Gewinnerzielung ist nicht vorgesehen; 

erwirtschaftete Gelder müssen in die städtebauliche Neuordnung bzw. für die Erstellung von Infrastruktur reinvestiert 

werden. Für die Entwicklungsmaßnahme gibt es vielfältige Fördergelder aus verschiedenen Töpfen. Die Entwicklungs-

maßnahme bedarf einer gründlichen Voruntersuchung, und die Begründung muss ergeben, dass erhöhter Bedarf besteht 

(Wohnungen, Gewerbeflächen) und es keine anderen Alternativen gibt. Im Entwicklungsbereich bauen überwiegend Pri-

vatleute in "privaten Baugemeinschaften“. Familien, Singles, Gewerbetreibende oder Investoren für Mietflächen schließen 

sich zusammen, um nach ihren eigenen Vorstellungen ein Stadthaus zu errichten. Diese Baugruppen erhalten eine Grund-

stücksoption von der Stadt, beauftragen eine/n Planer/in und können das Vorhaben meist zu wesentlich niedrigeren Kos-

ten als konventionelle Bauträger realisieren. Die Bildung von Baugemeinschaften wird durch die von der Verwaltung an-

gebotenen „Stadthausbörsen“ unterstützt. 

 

Im Rahmen der Innenentwicklung tritt die Grundstücksentwicklungsgesellschaft der WIT als Käufer von Flächen – i. d. R. 

Brachflächen – auf, mit dem Ziel diese dann später selber zu entwickeln und zu vermarkten. Dies geschieht jedoch nicht 

im Sinne einer Bodenbevorratung, sondern mit der Vorgabe, dass die Flächen möglichst schnell entwickelt werden, damit 

sich der Aufkauf der Flächen und die Herstellung von notwendigen Infrastrukturen bald refinanzieren. 

 

Baulückenbörse 

Die Stadtverwaltung bietet auf ihrer Homepage allen Grundstückseigentümern an, sich kostenlos in die Baulückenbörse 

einzutragen. In Tübingen gibt es mehr als 750 Baulücken, von denen fast 700 für den Wohnungsbau geeignet sind. Mit 

der Nutzung dieser Baulücken könnte Wohnraum für fast 4.000 Menschen geschaffen werden, ohne dass neue Siedlungs-

fläche in Anspruch genommen werden muss.  

 

 

Vorschläge - Wie können die Rahmenbedingungen für Bauwillige verbessert werden? 

Kostenoptimierung durch Selbstbauer: 

Die Stadt kann Rahmenbedingungen schaffen, damit die Einsparpotenziale beim „selber und gemeinsam Bauen“ genutzt 

werden. Entsprechende Beispiele sind in der Literatur vorhanden.  

 

Optionsverlängerung für Baugruppen: 

Die Bildung von Baugruppen bzw. Baugemeinschaften ist zeitintensiv. Die Befristung der Kaufoptionen lässt oft nicht aus-

reichend Zeit, um alle offenen Fragen in den zu bildenden Gruppen zu klären. 
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Vorschläge zum weiteren Vorgehen 

 Tübingen muss sich wohnungspolitische Ziele setzen 

 Es braucht eine Struktur für das Bedarfs- und Angebotsmanagement bei Wohnungen und Wohnbauflächen 

 Zielgruppenorientierte Angebote brauchen eine genaue/differenzierte Wohnungsmarktbeobachtung 

 Es braucht alternative Akteure und revolutionäre Ideen 

 Im kommunalen Haushalt müssen Finanzmittel zur Verfügung gestellt werden 

 Mit dem Land Baden-Württemberg werden Spielregeln zum Verkauf der landeseigenen Grundstücke in Tübingen 

 vereinbart  

 Standards bei Wohnungsbau werden hinterfragt und die Möglichkeiten zur Kosteneinsparung durch  

Standardsenkung genutzt  

 Alt hilft Jung durch Wohnungstausch wird organisatorisch unterstützt 

 

Moderation der Arbeitsgruppe: Werner Hein 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vereinbarung über die nächsten Schritte nach dem Workshop  

 
1. Die Dokumentation des Workshops geht an alle Beteiligten und den Gemeinderat. 

2.  Die Verwaltung erstellt eine Vorlage für den Gemeinderat mit  einem Vorschlag für das weitere Vorgehen.    
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